
TI -23'10 der Beilagen zu den StenographischenProtokollen 
des Nationalrates XVIlI. Gesetzgebuugsperiode 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
1010 Wien, den 

13.6.1991 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR ARBEIT UND SOZIALES 

Zl. 40.271/27-1/91 

Stubenring 1 

Telefon (0222) 7S 00 

Telex 111145 oder 111780 

DVR: 0017001 

P.S.K.KtO.Nr.5070.004 

Auskunft 

Klappe Durchwahl 

B e a n t w 0 r tun g 

fBcf lAB 

1991 -06- 14 
zu d'6S'/J 

der Anf rage der Abgeonlneten zum Na \::i oni'll ra t DSA Srh und 

FreundInnen vom 17. April 1991, 865/J-NR/91, hetreffend die 

geplante Schaffung einer s0genann~en Pflegevorsorge für hilfs­

und pE 1 egebedü cft j ge beh i nderte und .'41 tere f'1enschen 

Fr.agen 1, 2, 5 und 7: 

1) "Was ist Ihre Meinung zu der Forderung der hehinderten Men­

schen öst.erreichs nach der Auszah] ung eines pf 1 egege 1 des l.n 

der H6he des tatsächlichen Bedarfes an die Betroffenerl ? 

Sind Sie bereit, sich dafür einzusetzen ? 

Wenn nein, warum nicht ?" 

2) "Was ist Ihre Meinung zu d(-:~r berei l:s seil: .Jahren bestehen­

den Forderung der österreich ischen Behinderten nach der Schaf­

fung einer bundeseinheitlichen Pflegegeldregelung in derselben 

H6he und nach dem Muster des KriegsopferversorgungsgeRet~es ? 

Sind Sie bere.i.t·., sich dafür einzusel7.f~n ? 

Wenn nein, was sind die Gr.Unde di3fih-?" 
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5) "Sinn Sit" hen~it, für die In den fragen 1. uild 2 genannl:,en 

Forderungen einen einklagbaren Hechl~si'lnspruch zu schaffen ? 

Wenn ja, his wann? 

Wenn nein r warllIn flieh t ? f1 

7) "Sind Sie bereit, bis zur Healisierung der unter Punkt 1 

und 2 genannten Forderungen Ubergangsl~sungen Zll schaffen, die 

ab sofort in Kraft treten ? 

Wenn ja, ab wann könnten diese In Kraft treten ? Wie könnten 

diese durchgeführt werden ? 

Wenn nein, was sind die Gründe dafür 7" 

Antwo "'1:: 

Ich trete c1.Clfdr ein, die Pflegf'_'leistungen für alle Gruppen be­

hindert-_er Nenschen unabhi-:ingig von der Ursache ihrer Behinde­

rung langfristig zu vereinheitlichen. Ich meine auch, daß es 

bei di.eser HarmoTl:i.sierun~J zu keiner Schlechl:ersl:c~llung i rgend­

einer Gruppe kommen darf. 

Die Stufen rege.1 ung gewähr 1 eistet dabei eine Bedarfsor ientie­

rung der pauschalierten Geldleistungerl' Die Auszahlung eInes 

pi J egege.1 des .tn der Höhe des ta ts.ich I ichen Bedarf PS an clie 

behinderten Menschen ist sicher erstrebenswert, muß jedoch im 

Zusammenhang mit der gesamten Entwicklung auf dem Gebiete der 

Sozialen Sicherheit gesehen werden und ist derzejt nicht 

umsetzbar. 

Ich trete fü t~ die Ve rankerung e] nes ei nk] 0 y ba ren Recht So nSF,ru­

ches auf dieses Pflege~leJd ein. 

Da al Je Vera n bliort I j ehen ;Ul e J net" ;~Ug i gen Rea 1 i sierung dieses 

Vorhabens ;:Irbei~~en, wird ein(~ üb('~r'9r:tn(:JsJösllng nicht_ notwendig 

se:in. 
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Fragen 3 und 4: 

3) "Wip sc:hätzen Sie die Tal:sache ein, daR durch die bestehen­

de Situation im Pflegebereich (unterschiedlich hohe Geldlei-

stungen) der Gleichheitsgrundsatz verletzt wird ?" 

4) "Sind Si e bereit, diE_'ser Verletzung des Gleichhpitsgrund­

satzes durch gef~ignete lpgist:i_schf.~ MaßnAhmen schleunjgst ein 

Ende zu bereiten ? 

Wenn ja, his wann? 

Wenn nein, warum nicht ?" 

Antwort: 

Allein aus dem Umstand, daß r.eist-.llngen an ß(~hü)(Jerte auf dpr 

Grundlage verschipdener Gpsptze (ASVG, KOVG etc.) prbracht 

werden, kann nicht geseh los sen werden, di~ß verschi(~dena rt i gP 

Leistungen im Pflegebe_rc~ich dem GleichheitsgrundsaLz widpr­

sprechen. Sie können durchaus sachlich gerechtfprtjgt sein 

(VfGH-Erk. 4.331). 

Im übrigen verwelse ich auf die geplante Schaffung eines eln­

heitlichen Pflegegeldes. 

Frage 6: 

"Sind Sie het:pit, sich dafür ein7.uset7.en, dAß ah sofort kei­

ner lei öf fen t1 iche rvTitte 1 für die Errichtung von Großheimen 

(laut einer Definition der Arheitsgruppe "Vorsorge 

bedUrftige Personen" sind dies Heime mit mehr als 

betten) ausgegeben wprden dürfen? 

für pflege-

30 Pflege-

v~enn nein, was sind die Gründe dafür ? Ab welcher Heimgröße 

könnten Sie sich einen Finanzjerungsstop vorstellen ?" 
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Ant.wort: 

Ich halte die Zielvorstel.111ng der ArbeiLsgrllppe "Vorsorge für 

pflegebedürftige Personen", daß keine neuen Großheime mehr er­

richtet werden so 11 ten, für richtig . Auf die Ha 1 t.ung derUin­

der und Gemeinden hi nsichtJ ich einer Förderung auch von Groß­

heimen habe ich keinen direkten Einfluß. Ich werde mich aber 

dafür einsetzen, daß jedenfa 11 s in Hinkunft kei ne Bundesmit_tel 

für den Bau von Großheimen zur Verfügung gestellt werden. 

Frage 8: 

"Sind Sie bereit, dem Parlament noch vor dem Sommer den Ent­

wurf für ein Gesetz, welches eine bundeseinheitliche Regelung 

der Pflegevorsorge sowie die ErfiilluI19 ;~llp.r Forderungen dpr 

Betroffenen zum Inhalt hat, vorzulegen? 

Wenn nein, was sind die Gründe dafür? Welches Datum schlagen 

Sie vor?" 

Ant_wort: 

Die Detailverhandlungen 1n der Expertengruppe si.nd derzeit 1m 

Gang, erste Zwischenergebnisse sind für Ende Jllni zu erwarten. 

Ich sehe mich daher nicht in der Lage, noch vor dem Sommer ei­

nen Gesetzentwll rf über el. ne bundese i nhei tl iche Regelung der 

Pflegevorsorge vorlegen zu können. 

Fragen 9, 10, 11 und 12: 

9) "Wie laub~n Ihre derzeitigen Vorsh~] l1lngen zur FinAnzierung 

einer Pflegevorsorge ?" 

10) "~vas sind die Gründe dafür, daß Sie in einer Presseaussen­

dun9 am 11.2. dieses Jahres noch für eine Finanzierung durch 

898/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)4 von 9

www.parlament.gv.at



- 5 -

die Krankenkassen p]~djeren, aher sich bereits einige Wochen 

sp~ter i.fl einem Interview in eJner Zeits~hrift der Cari.tas für 

eine Finanzierung über das Budget aus den Mi.tteln der geplan­

ten steuerreform aussprechen ?" 

11) "Haben Sie die von Ihnen in diesen Interviews angekündig­

ten Gespräche mit dem Finanzrni ni ster schon gefijhrt ? 

Wenn ja, wie lauten die Ergebnisse? 

Wenn nein, wann werden diese Gespräche stattfinden ?" 

12) "Welche weiteren Fi nanz ierllngsmodell e und -mög 1 ichkei ten 

sind Ihrer Meinung nach vorstellbar ?" 

Antwort: 

Derzeit isl~ ln meinem Minjst~.erillm I1nt:(~r Mitwirkung der br>l:rof­

fenen Bundesministerien , der Lä nder, de r SO? ia 1 versicherung, 

der Behindertenorgan isa t ionen und der Soz ia lpart~ner eine Ex­

pertengruppe tätig, die ein Konzept eines bundeseinhei1:1 ichen 

Pflegegeldes sowie von dessen Verhältnis zu den Sachleistungen 

ausarbeitet. Ei.ne Entscheidung über die Finanzierung des 

Pflegegeldes ist bis jetzt noch nicht gefallen. 

Die Unterscheidung der Kranken- von det" sonstigen Pf lege ist:. 

im äffentl ichen Bewußtsein nur sehr unscharf vorhA nden. Dem 

entsprechend dürfte die von Ihnen genAnnte PAssage einer Pres­

seaussendung vom 11.2. auf ein Mißverständnis zurückzuführen 

sein. In der Pressekonferenz dieses Tages hat_te ich darauf 

hingewiesen, daß die Hauskrankenpflege Pflichtleistllng der ge­

setzlichen Kr.::l11kenversicherung sein sollte. In dem Tnt~erview 

mit der "ZEITschrift" der Caritas habe ich dagegen über die 

Finanzierung des Pflegegeldes gesprochen. 

Erste Gespräche mit dem Finanzministet" habe ich bereit_s ge­

führt, wobei jedoch noch keine konkreten Ergebnisse vorliegen. 
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Fragen 13, 14 und 15: 

13) "Beim Verbandstag des Pensionistenverbandes 1n Wien haben 

Sie am 4. April davon gesprochen, daR ei.ne eigene Pflegeversi­

chertmg Schätzungen zufolge zwischen 40 und 60 Mrd. Schilling 

kosten würde: 

a) von wem wurde diese Schätzung vorgenommen? 

b) auf wel ehe Daten stiitzt sich diese Schätzung ? 

c) welche Leistungen würden bei dieser Schätzung beinhai tet 

sein ? 

d) wurde diese Schätzung auf der Rasi 8 einer GJ eich8tel 1 ung 

der Zivilbehinderten mit den Kriegsopfern erstellt? 

e) wie kommt. es, daß diese Schätzung Zah I en i'lnführt, die um 

ca. 4 - 6 mal höher liegen als die Berechnungen, die in der 

Arbeitsgruppe "Vorsorge für pE legebediirftige Personen" ange­

stellt worden sind ?" 

14) "Wie hoch be:d.ffern sie den Finanziel"Ungsbedi'lrf für elne 

Pflegevorsorge, welche die Forderungen der Betroffenen erfüllt 

und den Gleichheitsgrundsatz nicht verletzt ?" 

15) "Wie heurteilen Sie die Berechnungen deR öRterreichischen 

Zivilinvalidenverbandes (VizepräsiderIt Schleser),der nach den 

Erfahrungen der Vorarlberger Pflegegeldregelung auf der Basis 

einer Gleichstellung der Leistungen mit den~n der Kriegsopfer­

versorgung zu einem Mehrbedarf von 3,5 Mrd. Schilling kommt ?" 

Antwort: 

Die von Ihnen ~:lenannten Kostenschii tzungen wurden von meinem 

Mitarbeiterstab vorgenommen und bezietlen sich auf mögliche Ge­

samtkosten der PfJegevorS01"ge, beinhi'llten also GeJd- uno Sach-

1 eis tungen . Ich betone aber, daß diese nur überseh 1 agsrnäßige 

Kalkulation mit Von:;jcht 7.ll vp.rwench;~n i.sf:.. 

Die zusätzlichen Kosten für ein bundeseinheitli\!hes Pflegegeld 

belaufen sich nach Schätzungen der Expertengruppe auf etwa 6 

bis 8 Mrd. Schilling, i':lbhängig vom gewähJten Model]. 
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Die Kosten für den Sachleistungsbereich sind derzeit nicht 

verläßlich zu schätzen. 

Zu Berechnungsvarianten wie der von Ihnen genannten des öster­

reichischen Zivilinvalidenverbandes, deren Annahmen und nähere 

Durchführung mir nicht zug,'=in91ich sind, kann ic:h kein urteil 

abgeben. 

Frage 16: 

"Eine erste Verhandlungsrunde Ihres Ministeriums mit den Sozi­

allandesräten war für den 18.12.1990 vor9psehen. Tatsäch I ich 

fanden diese Gespräche erst am 8.3.1991 statt. Welches sind 

die Gründe für die beinahe dreimonatige Verzögerung der Ge­

spräc:hF~ ?" 

Antwort: 

Der Termin 18.12.1990 war von meinem Amtsvorgänger vor der 

Regienmgsbi ldung vereinba rt, worden und konnte von ihm dann 

nicht mehr wahrgenommen werden. Außerdem habe ich bereits eine 

Reihe von vorbereitenden Gesprächen zum Thema pf legevorsorge 

vor dem 8.3.1991 geführt. 

Frage 17: 

"Bei der Verhandlungsrunde am 8.3. wurde vereinbart, daß eine 

Expertenrunde zur weiteren Behandlung dieser Thematik einge­

setzt werden soll: 

a) Aus wieviel Personen sol] diese Hunde best.ehen ? 

b) h1elche SLe] len sollen in dieser HundE'! vertre~ten sein? 

c) WievieJe betroffene behinderte Experten sind fUr (liese Run­

de vorgesehen ? 
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d) Nach welchen Kriterien wi.rd deren Auswahl erfolgen? 

e) Hat es bereits Sitzungen gegehen ? 

Wenn nein, warum nicht? 

f) Bi S 7011 WP 1 chc->m 7.ei LpllnkL so 11 en diese Expertengespriiche ah­

geschlossen sein ?" 

Antwort: 

Die Zusammenset70ung der von Ihnen erwijhnten Ex~ertengruppe 

wollen Sie bitte der Antwort zu den Fragen 9 bis 12 entnehmen. 

Nach vorbereit.enden Gesprächen ist es am 14. Mai zu einer 

ersten Vollsitzung der Expertengruppe gekommen. Details zu 

zu 

zum 

möglichen 

Verhältnis 

Pinan70ierungs­

von Geld- und 

Fragen der Zuordnungskr i ter ien, 

varianten, zur Durchführung und 

Sachleistungen werden derzejt ln kleineren Arbeitsgruppen 

ausgearbeitet. Diese werden bis Ende ,Juni erste 7.wischener­

gebnisse vorlegen. 

Frage 18: 

"Sind Sie herei t, bei Ihren Partei f rellnden ]_n den Lä ndern po­

litischen Druck zu machen, um zu einem möglichst raschen Ab­

schluß der Verhandlungen zu gelangen ? 

Wenn nein, warum nicht ?" 

Antwort: 

Die Dringlichkeit einer hundeseinheitlichen Pflegegeldregelllng 

ist allen Verantwortlichen bewußt. 

Pragen 19 und 20: 

19) "Sind Sie bereit, die Ziele und Porderungen der "st.raßbur­

ger Resolution", welche am 14.4.1989 von den mehr als 100 
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schwerbehinderten Teilnehmen) aus 13 st.aaten als Ergebnis ei­

ner internationalen Konferenz verabschiedet worden ist, in Ih­

rer Eigenschaft als Minister fiir Arbeit und Soziales zu unter­

stUtzen ? (Resolution ist der Anfrage beigeheftet) 

Wenn nein, warum nicht ?" 

20) "In welcher Form können Sie sich e1ne Unterstützung dieser 

Resolution vorstellen ?" 

Antwort: 

Ich unterstütze die Ziele und Forderungen der "Straßburger Re­

solution" im Grundsatz. Ich werde mich auch ].n meinem Wir­

kllngsbereich für eine Behindertenpoli.tik einsetzen, die den in 

der "Straßburger Resolution" skizzierten Leitlinien ent­

spricht. So wird im gesamtösterreichischen Behindertenkonzept, 

das derzeit in meinem Ministerium vorbereil:et wird, den Fragen 

der Integration und eines selbstbestimmten Lebens ein großer 

steJ Jenwer t. ei ngeräumt werdf-'n. 

Der Bundesm"nisl:er: 
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